
Die Lohngruppe III enthält also bereits das besondere 
Qualifikationsmerkmal „Nachtwächter“. Der Lohnan­
spruch der darunter fallenden Werktätigen wird also in 
vollem Umfange durch die Lohngruppeneinstufung 
erfaßt und abgegolten.

§ 7 der Verordnung vom 20. Mai 1952 steht dem nicht 
entgegen, wie sich eben daraus ergibt, daß in dieser 
Bestimmung von „Zuschlägen“ für planmäßige bzw. 
nichtplanmäßige „Nachtarbeit“ die Rede ist. Die Bestim­
mung geht also davon aus, daß der betreffende Werk­
tätige — gleichgültig, ob es im Dienstplan vorgesehen 
ist oder nicht — nur einen Teil seiner Arbeit in den 
Nachtstunden zu verrichten hat, während sie normaler­
weise Tagesarbeit ist, der Wachdienst also — im Gegen­
satz zum Falle des Klägers — nicht zu den Qualifi­
kationsmerkmalen der mit dem Grundlohn abgegoltenen 
Leistung des Werktätigen zählt. Der Lohn des Klägers 
ist der in der Lohngruppe III vorgesehene infolge des 
besonderen Merkmals der nächtlichen Wächtertätigkeit. 
Diese Entlohnung kann nicht nochmals als Grundlohn 
für die Berechnung von Zuschlägen für die Abgeltung 
von Nachtarbeit gern. § 7 der Verordnung vom 20. Mai 
1952 dienen, weil dadurch die Nachtarbeit, die bereits 
ein Qualifikationsmerkmal des Grundlohnes ist, doppelt 
abgegolten werden würde.

Wenn ein Nachtwächter infolge des Arbeitsablaufs 
nicht die volle Arbeitszeit als Wächter in der Nacht be­
schäftigt und deshalb zeitweilig noch zu anderen Ar­
beiten in der gleichen oder einer niederen Lohngruppe 
(Lagerarbeiten) herangezogen wird, er also als soge­
nannter „Springer“ zu bezeichnen ist, dann steht ihm 
nach § 16 der VO über die Wahrung der Rechte der 
Werktätigen und über die Regelung der Entlohnung der 
Arbeiter und Angestellten vom 20. Mai 1952 der seiner 
Qualifikation entsprechende Grundlöhn zu.

§ 49 Abs. 2 VSV.
1. Bestimmungen des früheren kapitalistischen Ver­

sicherungsrechts können nur dann zur Anwendung 
kommen, wenn sie mit dem Inhalt des Versicherungs­
rechts der Deutschen Demokratischen Republik über­
einstimmen.

2. Für die Berechnung einer Altersrente ist nicht 
Zahl und Höhe der für die Invaliden- und Angestellten­
versicherung geleisteten Beiträge maßgeblich, sondern 
der Durchschnittsverdienst, der diesen Beiträgen zu­
grunde lag.

OG, Urt. vom 21. Juni 1955 — 1 Za 66/55.
Der Klägerin wurde mit Rentenbescheid der Kreisgeschäfts­

stelle W. der Sozialversicherung vom 12. November 1953 eine 
Altersrente von 138.70 DM zuerkannt. Mit der Behauptung, 
ihr seien bei der Berechnung der Rente 209 Wochenbeträge 
der Lohnklasse V der Invalidenversicherung, 34 Marken der 
Gehaltsklasse C und 14 Marken der Gehaltsklasse D der An­
gestelltenversicherung nicht angerechnet worden, hat sie sich 
beschwerdeführend an die Verklagte gewendet. Die Be­
schwerdekommission des Rates der Sozialversicherung W. hat 
mit Beschluß vom 18. Januar 1954 die Beschwerde als un­
begründet zurückgewiesen. Sie ist der Auffassung, daß die 
Klägerin zwar die oben erwähnten Leistungen für die Zeit 
vom 1. Januar 1913 bis 1921 nachgewiesen habe und für diese 
Zeit doppelt versichert gewesen sei; Jedoch habe es sieh 
nicht um eine freiwillige Versicherung, sondern um Pflicht­
beiträge gehandelt, die nicht rentensteigernd angerechnet wer­
den könnten.

Gegen diese Entscheidung hat die Klägerin Anfechtungsklage 
beim Bezirksarbeitsgericht E. erhoben und geltend gemacht, 
daß Angestellte, deren Jahresverdienst unter 2000 Mark blieb, 
ab 1. Januar 1913 sowohl in der Invaliden- als auch in der 
Angestelltenversicherung zwangsversichert und daher zur 
Zahlung doppelter Beiträge verpflichtet gewesen seien. Erst am 
10. November 1922 sei eine gesetzliche Änderung eingetreten. Sie 
selbst habe aber weit früher die 2090-Mark-Grenze überschritten 
und von da an freiwillig doppelte Leistungen erbracht. Die 
von ihr als nicht berücksichtigt beanstandeten Marken seien 
Beiträge freiwilliger Leistungen, nicht aber Pflichtbeiträge und 
müßten angerechnet werden. Sie hat deshalb beantragt, die 
Verklagte zu verurteilen, der Klägerin eine Altersrente in 
Höhe von 147 DM zu gewähren.

Die Verklagte hat Klagabweisung beantragt und eingewendet, 
daß bei der Berechnung der Rente nicht die Anzahl der Bei­
träge, sondern der Verdienst, der der Beitragsleistung zu­
grunde gelegen habe, maßgeblich sei. Im übrigen bestreitet 
sie eine freiwillige Beitragsleistung der Klägerin.

Das Bezirksarbeitsgericht hat über den Charakter der doppel­
ten Leistungen von Versicherungsbeiträgen nach Inkrafttreten 
des Angestelltenversicherungsgesetzes ein Gutachten beige­
zogen. Es hat daraufhin die Verklagte antragsgemäß verurteilt 
und zur Begründung ausgeführt, daß bei der Berechnung der 
Altersrente der Klägerin nicht vom Wortlaut des § 49 Abs. 2 
VSV ausgegangen werden könne, weil danach die „kleinen 
Angestellten“, zu deren Gunsten die Doppelpflichtversicherung 
eingeführt worden sei, benachteiligt würden. Das sei vom 
Gesetzgeber bei der Fassung des § 49 Abs. 2 VSV jedoch nicht

bedacht worden. Die Verordnung über die Sozialpflichtversiche­
rung vom 28. Januar 1947 strebe eine Verbesserung der Renten 
an und habe sie auch eingeführt. Es sei aber unverständlich, 
wenn die doppelten Leistungen der Klägerin nur deshalb nicht 
rentensteigernd wirken sollten, weil sie nicht freiwillig, son­
dern als Pflichtbeiträge entrichtet worden seien.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassationsantrag 
des Generalstaatsanwalts. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Der Auffassung des Bezirksarbeitsgerichts, daß die Be­

stimmung des § 49 Abs. 2 VSV für die Berechnung der 
Rente der Klägerin nicht wörtlich ausgelegt werden 
könne, da ein Sonderfall vorliege, der vom Gesetzgeber 
nicht bedacht worden sei, und der sich bei dieser Aus­
legung zu einem nicht vertretbaren Rechtsnachteil für 
die Klägerin auswirke, kann nicht zugestimmt werden. 
Zu dieser Auffassung konnte das Bezirksarbeitsgericht 
nur kommen, weil es irrigerweise das Sozialversiche­
rungsrecht der Deutschen Demokratischen Republik mit 
den früheren Bestimmungen bzw. mit früheren Rechts­
ansichten des kapitalistischen Rechts in Zusammenhang 
bringt. Das Oberste Gericht hat bereits in seinem Urteil 
vom 30. Mai 1953 — 1 Uz 1/53 — (OGZ Bd. 2 S. 129) 
ausgeführt, daß sich unser heutiges Sozialversicherungs­
recht wesentlich von dem früheren kapitalistischen 
Recht unterscheidet und daß sich die Veränderung nicht 
lediglich organisatorisch auf die Schaffung eines einheit­
lichen Trägers der Sozialversicherung beschränkt, son­
dern daß in notwendiger Konsequenz der völligen Um- 
und Neugestaltung unserer gesamten gesellschaftlichen 
Verhältnisse eine dem Wesen nach grundlegende Ver­
änderung der versicherungsrechtlichen Verhältnisse ein­
getreten ist. Bestimmungen des früheren Rechts können 
deshalb für die Berechnung einer Altersrente nur dann 
Bedeutung haben, wenn sie durch das Versicherungs­
recht der Deutschen Demokratischen Republik sank­
tioniert worden sind. Das trifft jedoch im vorliegenden 
Falle nicht zu.

Nach § 1226 RVO bestand für Angestellte mit einem 
Jahresverdienst bis zu 2000 Mark Versicherungspflicht. 
Dieser Zustand erfuhr auch keine Änderung, als das 
Versicherungsgesetz für Angestellte vom 20. Dezember 
1911 in Kraft trat und für Angestellte mit einem Jahres­
verdienst bis zu 5000 Mark eine besondere Versiche­
rungseinrichtung geschaffen wurde. Die Folge war also 
eine doppelte Versicherungspflicht der Angestellten mit 
einem Verdienst bis zu 2000 Mark. Bei Überschreiten 
der Verdienstgrenze von 2000 Mark bestand die Ver­
sicherungspflicht nur noch zur Angestelltenversicherung, 
so daß die Weiterzahlung der Beiträge zur Invaliden­
versicherung auf freiwilliger Basis beruhte.

Es kann dahin gestellt bleiben, aus welchen Gründen 
der damalige Gesetzgeber diese Regelung getroffen hat, 
ob dadurch lediglich die Rentenanwartschaft der Ange­
stellten erhalten werden oder ob dies zur Rentensteige­
rung führen sollte. Grundlage der heutigen Renten­
berechnung kann immer nur der § 49 VSV sein, der 
nicht von den vom Versicherten geleisteten Beitrags­
zahlungen ausgeht, sondern vom Durchschnittsverdienst, 
der nach Abs. 2 des § 49 VSV auf Grund des Verdienstes 
errechnet wird, welcher der Beitragszahlung zugrunde 
lag. Das bedeutet für den vorliegenden Fall, daß für die 
Berechnung der Rente der Klägerin nicht Zahl und 
Höhe ihrer doppelt geleisteteten Beiträge für die In­
validen- und Angestelltenversicherung maßgeblich war, 
sondern der Durchschnittsverdienst, der diesen Bei­
trägen zugrunde lag und den die Klägerin nur einmal 
erhalten hat. Eine doppelte Anrechnung des Verdienstes 
der Klägerin, wie es das Bezirksarbeitsgericht mit seiner 
Entscheidung für die gesamte Zeit vom 1. Januar 1913 
bis 31. Juli 1921 vorgenommen hat, ist jedoch nicht vor­
gesehen und verstößt somit gegen § 49 VSV.

Nicht vertretbar ist aber die Auffassung der Ver­
klagten — und darin ist dem Bezirksarbeitsgericht zu­
zustimmen —, daß die Klägerin für die gesamte Zeit 
vom 1. Januar 1913 bis 31. Juli 1921 doppeltpflichtver­
sichert gewesen sei. Ausweislich der bei den Akten be­
findlichen Versicherungskarten für die Angestelltenver­
sicherung hat die Klägerin ab Juni 1919 Beiträge in 
Höhe von 16,60 Mark monatlich entrichtet, was einem 
Verdienst von 2500 bis 3000 Mark jährlich entsprach. 
Nach dem oben Gesagten war die Klägerin ab 1. Juni 
1919 somit nicht mehr für die Invalidenversicherung 
beitragspflichtig, so daß die über den 31. Mai 1919 hin-
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